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INTERNATIONAL

Klarheit zu Sorgfaltspflichten 
auf europäischer Ebene

Anfang Jahr hat die EU-Kommission ein «Omnibus-
Paket» vorgelegt, um verschiedene Nachhaltigkeitsre-
gulierungen zu vereinfachen und zu vereinheitlichen. 
Auch die im Sommer 2024 in Kraft getretene Sorgfalts-
pf lichtenrichtlinie (CSDDD) wurde in die Diskussion 
einbezogen. Nachdem der EU-Ministerrat im Juni und 
das EU-Parlament im November ihre Verhandlungs-
positionen verabschiedeten, konnten sich die EU-Ins-
titutionen am 9. Dezember im Trilog auf eine Vorlage 
einigen. Die finale Verabschiedung von Ministerrat und 
Parlament wird in diesen Tagen erwartet.

Weniger Konzerne betroffen, Pflichten bleiben 

erhalten

Die EU schränkt die Sorgfaltspf lichtenrichtlinie mit 
den beschlossenen Änderungen auf grosse Konzerne 
mit über 5’000 Mitarbeitenden und einem Umsatz von 
über 1,5 Milliarden Euro ein. An den Pf lichten ändert 
sich derweil nur wenig: Konzerne müssen Menschen-
rechte und Umweltstandards bei ihren Geschäften 
einhalten und aufzeigen, wie sie ihre Geschäftstä-
tigkeit in Einklang mit dem 1,5 Grad Ziel des Pariser 
Klima abkommens bringen. Die Einhaltung der Sorg-
faltspf licht wird von einer Aufsichtsstelle kontrol-
liert, die bei Verstössen hohe Bussen aussprechen 

kann. Betroffene von Menschenrechtsverletzungen 
sollen auch künftig im Sitzstaat des verantwortlichen 
Konzerns Schadenersatz erhalten können. Gestri-
chen wurde eine EU-weite Harmonisierung dieser 
Haftungsbestimmungen.

Schweiz im Rückstand

Die Schweiz ist heute im Bereich Konzernverantwortung 
stark im Rückstand. Dies ist umso problematischer, als 
regelmässig neue Fälle von Menschenrechtsverletzun-
gen und Umweltzerstörung ans Tageslicht kommen, bei 
denen Konzerne mit Sitz in der Schweiz involviert sind 
(vgl. Rubrik «Handlungsbedarf» im aktuellen Infoblatt).

Der Bundesrat hat angekündigt, einen Gegenvorschlag 
zur Konzernverantwortungsinitiative auszuarbeiten 
und bis im Frühling 2026 eine Vernehmlassung dazu 
zu starten. Für die Koalition für Konzernverantwortung 
ist klar, dass auch die Schweiz nun rasch ein Konzern-
verantwortungsgesetz einführen muss.

Mehr Informationen:

Geltendes 
Recht 
in der Schweiz

Neue 
EU-Regelung 
nach Omnibus 
(CSDDD & CSRD)

Konzern-
verantwortungs-
initiative

Pflichten Sorgfaltspflicht für 
Menschenrechte und Umwelt

x
 (nur für Kinderarbeit + 

Konfliktmineralien)
✓ ✓

Klimapflicht 
(Aufzeigen wie Geschäfts-
tätigkeit mit Klimazielen in 
Einklang gebracht wird)

x ✓ ✓

Haftung bei Verstössen gegen 
die Sorgfaltspflicht x ✓

✓
(nur für kontrollierte 

Unternehmen)

Aufsicht Aufsichtsstelle mit 
Verfügungs- und 
Sanktionskompetenz

x ✓ ✓

Schweiz liegt im europäischen Vergleich weit zurück

https://konzernverantwortung.ch/News/medienmitteilung-konzernregeln-eu/
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Sichtbare 

Online-Kampagne 

für die Konzern -

verantwortungs-
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SCHWEIZ

Schweizer KMU sehen ESG-Richtlinien 
mehrheitlich positiv

Der Bundesrat hat in Erfüllung des Postulats 23.4062 
Dittli einen Bericht zu den Auswirkungen internationa-
ler ESG-Richtlinien auf Schweizer KMU vorgelegt. Die 
Studie der FH Graubünden zeigt: Schweizer KMU sind 
heute mit steigenden Anforderungen ihrer Firmenkun-
den im Nachhaltigkeitsbereich konfrontiert. Gegen-
über SRF legt Studienautor Christian Hauser dar, dass 
viele KMU diese Entwicklung bereits antizipiert und 
Nachhaltigkeitspraktiken entwickelt haben, die jetzt 
vom Markt nachgefragt werden. Zudem stellt er fest, 
dass viele KMU Nachhaltigkeitsvorgaben als Chance 
sehen, weil damit für alle Mitbewerber gleich lange 
Spiesse gelten. Die Studie zeigt dann auch, dass eine 
Mehrheit der KMU einen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Nutzen in der Umsetzung von ESG-Richt-
linien erkennt und internationalen ESG-Richtlinien 
positiv gegenüber steht . 

Trotz klarer Handlungsempfehlungen der Studie blei-
ben die vorgeschlagenen Massnahmen des Bundes auf-
fallend defensiv. Der Bund verzichtet beispielsweise 
auf f lankierende Massnahmen wie in der EU, um zu 
verhindern, dass Grossunternehmen ihre Pflichten ein-
fach auf KMU abwälzen können. Anstelle eines echten 
Helpdesks soll lediglich das bestehende und von KMU 
als unübersichtlich eingeschätzte CSR-Portal leicht 
verbessert werden. Auch ein Schutz vor unfairen Ver-
tragsklauseln oder verbindliche Pf lichten für Gross-
unternehmen, um die KMU in ihrer Lieferkette bei der 
Erfüllung von ESG-Vorgaben zu unterstützen, fehlen 
aktuell vollständig.

Mehr Informationen: 

Um die Bevölkerung über aktuelle Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen und Umwelt-
zerstörung durch Konzerne mit Sitz in der 
Schweiz zu infor mieren, produziert die 
Koalition für Konzernverantwortung aktuell 
verschiedene Infor mations videos mit
jungen Politiker:innen.

DOMINIC TÄUBERT, 
Kommunikationsverantwortlicher 
bei der EVP, informiert darüber, 
dass die Schweizer Konzerne ABB 
und Von Roll lange die Augen vor 
Kinderarbeit bei der Förderung des 
Minerals Mica verschlossen haben.

NINA GISLER, 
Vizepräsidentin der Jungen Mitte 
Schweiz, macht in einem Video 
auf den schädlichen Tiefseeberg-
bau aufmerksam, von dem auch 
der Schweizer Rohstoffkonzern 
Glencore profi tieren würde.

https://www.instagram.com/p/DLpQ_oTS5kd/
https://www.instagram.com/p/DO-7DdBj25b/

https://www.srf.ch/news/wirtschaft/fair-geschaeften-nachhaltigkeitsregeln-als-chance-fuer-schweizer-kmu
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HANDLUNGSBEDARF

Lindt & Sprünglis Kakaobäuer:innen sind 
hochgiftigen Pestiziden ausgesetzt

Eine neue Recherche zeigt, dass auf den Kakaoplanta-
gen in Ghana systematisch Pestizide eingesetzt wer-
den, die so giftig sind, dass sie in der Schweiz und der 
EU verboten sind – auch auf Farmen mit klarer Verbin-
dung zu Lindt & Sprüngli und ihrem Farming Program. 
Das Programm gilt als zentraler Bestandteil der Nach-
haltigkeitsstrategie des Schokoladenkonzerns und soll 
laut Unternehmensangaben die Widerstandsfähigkeit 
der Kakaobäuerinnen und -bauern stärken und nach-
haltigere Anbaumethoden fördern.

Vor Ort zeigt sich jedoch ein anderes Bild: Viele Bäu-
erinnen und Bauern arbeiten ohne Schutzkleidung 
und mit blossen Händen – und berichten von Haut-
reizungen, Atemnot und brennenden Augen nach 
dem Spritzen. Zum Einsatz kommen Wirkstoffe wie 
Imidacloprid, Thiamethoxam oder Mancozeb, welche 
vom «Pesticide Action Network» als hochgefährliche 
Pestizide eingestuft werden. Bestimmte hochgiftige 
Pestizide werden mit gesundheitlichen Risiken wie 
Nervenschäden, Unfruchtbarkeit oder Entwicklungs-
störungen bei Kindern in Verbindung gebracht. Wie 
die Recherche zeigt, wurde der Pestizideinsatz auch in 
Trainings vom Lindt & Sprüngli Farming Program, wel-
che von Lindts Partnerfirma Ecom durchgeführt wur-
den, propagiert. Gemäss Zeugenaussagen hat Ecom bis 
2023 den Bäuer:innen sogar innerhalb des Programms 
hochgiftige Pestizide auf Provisionsbasis verkauft.

In den Agroshops in Ghana finden sich auch zahlrei-
che Pestizide von Syngenta und von «Adama» (Teil 
der Syngenta Group seit 2017), die in Europa und der 
Schweiz verboten sind. Darunter «Actara 240 SC» 
mit dem Wirkstoff Thiamethoxam von Syngenta und 
«Galil 300 SC» mit Imidacloprid von Adama. Syngenta 
schreibt, dass Verbote in der EU kein Grund für Export-
verbote nach Afrika seien.

Mehr Informationen: 
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https://konzernverantwortung.ch/beispiele/lindt-kakaoanbau-pestizide/
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HANDLUNGSBEDARF

Dirty Diesel: Afrikanische Automobilindustrie 
fordert Bundesrat zum Handeln auf

Schweizer Rohsto�  ändler wie Vitol und Trafi gura ste-
hen seit Jahren in der Kritik, weil schädliche Stoff e in 
ihren Treibstoff exporten die Lu�  verschmutzen und 
Fahrzeuge in Afrika beschädigen. Ein im September pub-
lizierter Bericht der niederländischen Behörden sieht 
insbesondere in der Schweiz ansässige Rohsto�  ändler 
in der Verantwortung und kündigt an «die Praktiken der 
in der Schweiz ansässigen Händler dem Schweizer Nati-
onalen Kontaktpunkt (NKP) für die OECD-Leitsätze und 
der Schweizer Regierung zur Kenntnis [zu] bringen.»

Dies hat die Niederlande veranlasst, wiederholt beim 
Bund vorstellig zu werden. Gleichzeitig fordert der afri-
kanische Verband der Automobilindustrie – darunter 
Mercedes, Toyota und VW – Bundesrat Rösti in einem 
Brief auf, «dass die in der Schweiz ansässigen Rohstoff -
händler (…) in Bezug auf Kra� stoff e reguliert werden.»

Doch das Seco und die Rohsto�  ranche zeigen lediglich 
mit dem Finger auf die Importländer und schieben ihnen 

die alleinige Verantwortung für die Treibstoff qualität zu. 
Währenddessen zeigen die Niederlande und Belgien wie 
partnerscha� liche Verantwortung geht und packen das 
Problem gemeinsam mit afrikanischen Regierungen an, 
indem sie Regeln für solche Geschä� e erlassen haben.

Sexuelle Ausbeutung, Vertreibung 
und Verschmutzung um Socfi n-Plantagen 

Der Agrarkonzern Socfi n betreibt Palmöl- und Kaut-
schukplantagen in zehn Ländern Afrikas und Asiens. 
Rund um mindestens 15 Standorte gibt es seit Jahren 
schwerwiegende Vorwürfe: Landenteignungen ohne 
oder mit unzureichender Entschädigung, Umweltver-
schmutzung sowie die sexuelle Ausbeutung von Arbeite-
rinnen. Frauen berichten, dass sie von Vorgesetzten zu 
sexuellen Handlungen gezwungen oder beim Überque-
ren der Plantage von Sicherheitskrä� en vergewaltigt 
wurden. Wer gegen die Probleme protestiert, sieht sich 
häufi g brutaler Repression durch Polizei und Sicher-
heitskrä� e ausgesetzt. Gleichzeitig müssen sich Socfi n 
und einer der wichtigsten Mitbesitzer, Vincent Bolloré, 
den Vorwurf gefallen lassen, juristisch gegen Kriti-
ker:innen vorzugehen, um unliebsame Stimmen zum 
Schweigen zu bringen. Obwohl der Konzern offi  ziell in 
Luxemburg sitzt, laufen zentrale Handels- und Manage-
mentgeschä� e über die Stadt Fribourg.

Mehr Infos:
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https://konzernverantwortung.ch/beispiele/problematische-socfin-plantagen/
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IMPRESSUM
Dieses Infoblatt wird von der Koalition für Konzernverantwortung publiziert und informiert über aktuelle 
Entwicklungen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte. Die Koalition für Konzernverantwortung   
vereint über 100 Menschenrechts- und Umweltorganisationen sowie Entwicklungsorganisationen.

KOALITION FÜR KONZERNVERANTWORTUNG
Monbijoustrasse 31, Postfach, 3001 Bern
031 390 93 36 / info@konzernverantwortung.ch

www.konzernverantwortung.ch

HANDLUNGSBEDARF

Cargill handelt mit Soja von gerodeten Flächen

Alleine im Jahr 2024 wurden in Bolivien 1,5 Millionen 
Hektar Urwald zerstört. Im Osten des Landes, angren-
zend an den Amazonas-Regenwald, liegt mit dem 
Chiquitano-Wald einer der grössten tropischen Tro-
ckenwälder der Welt. Er ist ein wichtiger Kohlestoff-
speicher und bietet zahlreichen seltenen Tierarten 
wie Jaguaren, Tapiren oder Tukanen ein Zuhause. Der 
Wald ist stark bedroht: Gigantische Flächen werden 
zugunsten von landwirtschaftlich genutzten Feldern 
abgebrannt. Dadurch wird ein wertvolles Ökosystem 
zerstört, Tiere verenden und die Lebensgrundlage und 
die Gesundheit von verschiedenen indigenen und rura-
len Gemeinschaften werden gefährdet. In den letzten 
Jahren wurde eine massive Zunahme an Waldbränden 
verzeichnet, unter anderem weil die Brandstifter im 
Vergleich zu früher eher straffrei davonkommen. 

Auf den gerodeten Flächen werden verschiedene Agrar-
produkte angebaut, darunter viel Soja. Dieses wird auch 
vom Agrarkonzern Cargill gehandelt. Der Konzern mit 
Hauptsitz in den USA steuert den globalen Handel von 
Getreide und Ölsaaten von Genf aus. Es werden immer 
wieder neue Fälle bekannt, bei denen Cargill von prob-
lematischem Soja profitiert - und dies obwohl sich der 
Konzern bereits 2014 verpflichtet hatte, die Entwaldung 
in seiner gesamten Agrar-Lieferkette bis 2020 zu halbie-
ren und bis 2030 vollständig zu beseitigen. 

Mehr Infos:
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https://konzernverantwortung.ch
https://konzernverantwortung.ch/beispiele/agrarkonzern-cargill-profitiert-von-brandrodung/

